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Linguistische Feldforschung in der Schweizer Gesetzgebung 
 

Das Projekt "Juristisch-linguistische Untersuchungen von Rechtstexten  

der schweizerischen offiziellen Mehrsprachigkeit" im NFP 56 
 

Referentin: Pia Janczak (19.05.09) 

1 Ausgangspunkte 

� Verständlichkeit – Gesetze müssen verständlich sein 

� Gleichwertigkeit – Die mehrsprachigen Fassungen der Schweizer Gesetze sind 
gleichwertig 

� Berufsbildungsgesetz vom 13. Dezember 2002 

� und die Hypothese: "Mehrsprachig angelegte Texte bieten ein höheres Potential 
für 'Verständlichkeit.'" 

2 Verständlichkeit 

2.1 Gesetzestexte müssen verständlich sein 

Klein, Wolfgang (2004) 

"Das Recht auf verständliche Gesetze ist ein demokratisches Grundrecht, nicht anders 
als das Recht auf freie Wahlen, freie Rede oder Gleichberechtigung vor dem Gesetz."  

„Ein Gemeinwesen, in dem das Volk herrscht, darf nicht von Gesetzen beherrscht 
werden, die das Volk nicht versteht.“  

Art. 2 Abs. 1 Reglement der verwaltungsinternen Redaktionskommission
1
 

Die VIRK sorgt dafür, dass die rechtssetzenden Erlasse des Bundes für die Bürgerinnen 
und Bürger verständlich sind.  

Art. 57 Parlamentsgesetz
2
 

1 Die Redaktionskommission überprüft den Wortlaut der Erlasse und legt deren 
endgültige Fassung für die Schlussabstimmung fest. 
2 Sie sorgt dafür, dass die Texte verständlich und knapp formuliert sind. Sie prüft, ob sie 
den Willen der Bundesversammlung wiedergeben, und achtet darauf, dass die 
Fassungen in den drei Amtssprachen übereinstimmen. 
3 Der Redaktionskommission stehen keine materiellen Änderungen zu. Stösst sie auf 
materielle Lücken, Unklarheiten oder Widersprüche, so benachrichtigt sie die 
Ratspräsidentinnen oder Ratspräsidenten. 

                                                   
1 http://www.bk.admin.ch/org/bk/00332/00337/00345/index.html?lang=de  
2 Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG) vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10); online abrufbar unter 
http://www.admin.ch/ch/d/sr/171_10/index.html. Das während der Textgenese des BBG gültige Gesetz war das 
Geschäftsverkehrsgesetz (GVG), in dem die qualitätssichernde Funktion der Redaktionskommission bereits formuliert war (Art. 31 
und 32), jedoch nicht in dieser Explizitheit Verständlichkeit und Gleichwertigkeit einforderte. Vgl. a. Schnyder (2001) 
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2.2 Gesetzestexte sind unverständlich 

� Diskussion um Unverständlichkeit von Gesetzestexten3 

� Verständlichkeit aufgrund zu leistender Inferenzen4 

� Rezeption von Gesetzestexten: "Gesetze werden von Laien kaum gelesen." 5 

2.3 Gesetzestexte müssen verständlicher werden 

� Kritik am Textmaterial:  

o Exzessiver Fremdwörtergebrauch,  

o komplizierter Satzbau,  

o Passivkonstruktionen,  

o Nominalstil , … 

2.4 Gesetze dürfen gar nicht "verständlich" sein 

Ogorek, Regina (2004): 

"Leider beruht sie [die Vision der Allgemeinverständlichkeit; Anm. PJ] auf einer 
falschen Prämisse, der Vorstellung nämlich, dass die geglückte oder missglückte 
Sprachform das Verstehen oder Missverstehen einer Rechtsnorm bedingt. Dem ist aber 
nicht so. […]  
Unverständlichkeit im gemeinhin beanstandeten Sinne, also die Beobachtung, dass der 
Laie die Rechtsbotschaft nicht ohne professionelle Übersetzung versteht […], ist nicht 
die Folge defizitärer Sprachverwendung, sondern Strukturmerkmal rechtlicher 
Kommunikation schlechthin. Unverständlich sind die Texte in der Regel nicht deshalb, 
weil sie - wie freilich häufig - sprachliche Formen verletzen, sondern weil sie genau das, 
was der Laie von ihnen erwartet, nämlich 'eindeutig' im Sinne einer einzigen 
Deutungsmöglichkeit zu sein, strukturbedingt nicht sind, oft gar nicht sein wollen, 
jedenfalls nicht sein können. Rechtstexte [hier geht es um mehr, als um Gesetze; Anm. 
PJ] sind mitnichten letzte, präzise Antworten oder Weisungen, sondern zeitbezogene 
Angebote an die Deutungskultur. Die wiederum ist abhängig nicht nur vom (materiellen 
und methodischen) juristischen Kulturwissen, sondern auch von den - ihrerseits 
dynamischen - sozialen und politischen Rahmenbedingungen." 

2.5 Wie verständlich sollten Gesetze sein? 

 

                                                   
3 vgl. Lerch, Kent D. (2004) 
4 Rickheit/Strohner (2003) 
5 Müller, Georg (2006): Elemente einer Rechtssetzungslehre, 2. Auflage, Rz 313, 2. Satz 
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3 Gleichwertigkeit 

3.1 Die viersprachige Schweiz6 

Wohnbevölkerung nach Hauptsprache (in % und absolut), 2000 

 
 

 

                                                   
6 vgl. Schläpfer/Bickel (eds., 2000); Lüdi/Werlen (2005) 
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3.2 Institutionelle Mehrsprachigkeit in der Schweiz 

Art. 4 Bundesverfassung
7 

Die Landessprachen sind Deutsch, Französisch, Italienisch und Rätoromanisch.  

Art. 70 Abs. 1 Bundesverfassung 
Die Amtssprachen des Bundes sind Deutsch, Französisch und Italienisch. Im Verkehr 
mit Personen rätoromanischer Muttersprache ist auch das Rätoromanische Amtssprache 
des Bundes.  

Art. 14 Abs. 1 PublG 

Die Veröffentlichung erfolgt gleichzeitig in den Amtssprachen Deutsch, Französisch 
und Italienisch. Bei Erlassen sind die drei Fassungen in gleicher Weise verbindlich.  

3.3 Gleichwertigkeit, Äquivalenz und Adäquatheit 

4 Das Berufsbildungsgesetz und seine Besonderheiten 

Bundesgesetz über die Berufsbildung (Berufsbildungsgesetz, BBG) vom 

13. Dezember 2002  und zwar aus unterschiedlichen Gründen: 

� Gesetz in statu nascendi. 

� Breiter Adressatenkreis  

� Rahmengesetz 

� Neue inhaltliche und sprachliche Konzepte  

� Überwiegend deutschsprachige Expertenkommission 

5 Vorgehen 

5.1 Arbeitshypothesen 

5.1.1 Der Gesetzgeber, sein Wille und seine Autoren 

5.1.2 Über den Nutzen und das Benutzen von Instrumenten 

5.1.3 Texttypologie des Gesetzes: Was für ein Text ist ein Gesetz? 

 

                                                   
7 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101); online abrufbar unter 
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c101.html  
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5.2 Rekonstruktion des Legiferierungsprozesses 

5.2.1 Ablauf und sprachliche Kontrolle 

5.2.2 Interviewpartner und Materialien 

 
 
 

 
 
 

 
 

5.3 Die komparativen Analysen des Gesetzestextes 

 

Parlamentarische Phase  

(06. September 2000 - 13. Dezember 2002) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vernehmlassungsphase  

(Januar 1999 - Januar 2000) 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Januar 2000 - 06. September 2000) 

Konzeptphase  

(Frühjahr 1998 - Januar 1999) 

Expertenentwurf 
+ Kommentar 

Konzeption des Basistextes + inhaltliche Übertragung in 
weitere Sprachen; Entwicklung der Basisterminologie 
Involvierte Instanzen: 

• Expertenkommission 

• Amt für Berufsbildung und Technologie (BBT) 

o Hugo Barmettler, Redaktor der dt. Fassung 

o Annick Gosteli, französische Übersetzerin 

o (Italienischer Sprachendienst) 

Vernehmlassungs-

entwurf 
+ Vernehmlassungsbericht 

a) Redigieren der Fassungen unter juristischen und 
allgemeinen sprachlichen Gesichtspunkten 
(Vernehmlassungsentwurf) 
b) Redigieren der Fassungen unter inhaltlichen 
Gesichtspunkten + Wiederholung von a) (Entwurf) 
Involvierte Instanzen: 

• Begleitende Rechtssetzung (Bundesamt für Justiz) 

o Luzian Odermatt, Leiter der Abteilung II für 
begleitende Rechtsetzung 

• Sprachendienste der Bundeskanzlei 

o Markus Nussbaumer (Leiter der dt. Sektion) 

o Alfredo Snozzi (Leiter der ital. Sektion) 
Jean-Luc Egger (Italienische Sektion) 

• Verwaltungsinterne Redaktionskommission 
(setzt sich aus Vertretern des Bundesamts für Justiz und 
der Sprachendienste zusammen) 

• Bundesämter (Ämterkonsultationen) 

• an der Vernehmlassung Beteiligte 

 

Entwurf 
+ Botschaft 

 

Bundesgesetz  

über die  

Berufsbildung 

Fahnen Kommissions-
protokolle 

a) Politische Diskussion + Änderungen 
b) Redigieren der Fassungen unter inhaltlichen und 
sprachsystemischen Aspekten 
Involvierte Instanzen: 

• Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) 

• Nationalrat (Erstrat) 

• Ständerat 

• Parlamentarische Redaktionskommission 

o Ingrid Häni (Fürsprecherin, 
Kommissionssekretärin in der Parl. RK) 

o Anna Marie Stalder (Fürsprecherin, Wiss. 
Mitarbeiterin in der Parl. RK) 

o Christine Muhlemann-Haldimann (französische 
Übersetzerin in der Parl. RK) 

Sitzungs-
protokoll

e 
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6 Beispiele 

6.1 "Bildung" vs. "Ausbildung" 

Bildung formation formazione 

Berufsbildung formation 
professionnelle 

formazione professionale 

die Lernenden personnes en 
formation 

persone in formazione 

die Bildung der 
Berufsbildungs-
verantwortlichen 

la formation des 
responsables de la 
formation 
professionnelle 

la formazione dei responsabili della 
formazione professionale 

Anbieter der Bildung 
in beruflicher Praxis 
und der schulischen 
Bildung 

les prestataires de la 
formation à la 
pratique 
professionnelle et de 
la formation scolaire 

gli operatori della formazione professionale 
pratica e della formazione scolastica 

 

6.2 "Ausweise und Titel" 

Art. 2 Gegenstand und Geltungsbereich 
1 Dieses Gesetz regelt für sämtliche Berufsbereiche ausserhalb der Hochschulen: … 
 
d. die Qualifikationsverfahren, Ausweise und Titel; ... 

 

Art. 2 Objet et champ d’application 
1 La présente loi régit, pour tous les secteurs professionnels autres que ceux des 
hautes écoles: ... 
 
d. les procédures de qualification, les certificats délivrés et les titres décernés; ... 

 

Art. 2 Oggetto e campo d’applicazione 
1 Per tutti i settori della formazione professionale, escluse le scuole universitarie, la 
presente legge disciplina: ... 
 
d. le procedure di qualificazione, gli attestati, i certificati e i titoli; ... 

 

6.3 Fakultatives Referendum (Art. 74) 

Art. 74 Referendum und Inkrafttreten 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Art. 74 Référendum et entrée en vigueur 
1 La présente loi est sujette au référendum. 
2 Le Conseil fédéral fixe la date de l’entrée en vigueur. 

Art. 74 Referendum ed entrata in vigore 
1 La presente legge sottostà al referendum facoltativo. 
2 Il Consiglio federale ne determina l’entrata in vigore. 
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6.4 Die Fähigkeiten der Lehtkräfte 

Art. 45 Anforderungen an Berufsbildnerinnen und Berufsbildner 
… 
2 Berufsbildnerinnen und Berufsbildner verfügen über eine qualifizierte fachliche 
Bildung sowie über angemessene pädagogische und methodisch-didaktische 
Fähigkeiten. 

Art. 45 Formateurs 
… 
2 Les formateurs disposent d’une formation qualifiée dans leur spécialité 
professionnelle et justifient d’un savoir-faire pédagogique, méthodologique et 
didactique adéquat. 

Art. 45 Requisiti richiesti ai formatori 
... 
2 I formatori dispongono di una formazione specifica qualificata e di capacità 
pedagogiche, metodologiche e didattiche adeguate. 

 

6.5 "Angemessene Mitspracherechte" (Art. 10) 

Art. 10 
Mitspracherechte der 
Lernenden 

Art. 10 Droits des 
personnes en formation 
d’être consultées 

Art. 10 Diritti di 
partecipazione delle 
persone in formazione 

Die Anbieter der Bildung 
in beruflicher Praxis und 
der schulischen Bildung 
räumen den Lernenden 
angemessene 

Mitspracherechte ein 

Les prestataires de la 
formation à la pratique 
professionnelle et de la 
formation scolaire 
accordent aux 
personnes en formation 
le droit d’être 

consultées. 

Gli operatori della 
formazione professionale 
pratica e della 
formazione scolastica 
concedono alle persone 
in formazione un 
adeguato diritto di 

essere consultate. 

 

Terminologische Entwicklung: 
 

Mitspracherechte droits d’être consultées diritti di partecipazione Gesetz 

angemessene 
Mitspracherechte 

droit d’être consultées adeguato diritto di essere 
consultate 

Parl. (angemessene) 
Mitspracherechte 

droits de regard (adéquats) ? 

Entwurf (angemessene) 
Mitwirkungsrechte 

droits de participation 
(adéquats) 

(adeguati) diritti di 
partecipazione 

Botschaft Mitwirkungsrechte / 
"Mitspracherecht" 

droits de participation /  
droit d’être consulté 

diritto di partecipazione / 
diritto di essere consultata 
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6.6 "und" (Art. 3a) 

Art. 3   Ziele Art. 3   Buts Art. 3   Obiettivi 

Dieses Gesetz fördert und 
entwickelt: 

La présente loi encourage et 
développe: 

La presente legge promuove 
e sviluppa: 

a. ein 
Berufsbildungssystem, das 
den Einzelnen die berufliche 
und persönliche Entfaltung 
und die Integration in die 
Gesellschaft, insbesondere 
in die Arbeitswelt, 
ermöglicht und das ihnen 
die Fähigkeit und die 
Bereitschaft vermittelt, 
beruflich flexibel zu sein und 
in der Arbeitswelt zu 
bestehen; 

a. un système de formation 
professionnelle qui permette 
aux individus de s’épanouir 
sur les plans professionnel 
et personnel et de s’intégrer 
dans la société, en 
particulier dans le monde du 
travail, tout en les rendant 
aptes et disposés à faire 
preuve de flexibilité 
professionnelle et à rester 
dans le monde du travail; 

a. un sistema di formazione 
professionale che consenta 
all’individuo uno sviluppo 
personale e professionale e 
l’integrazione nella società, 
in particolare nel mondo del 
lavoro, rendendolo capace 
e disposto a essere 
professionalmente flessibile 
e a mantenersi nel mondo 
del lavoro; 

b. …; - e. … . b. …; - e. … . b. …; - e. … . 

 

Entwurf 

Art. 3 Ziele Art. 3 Buts Art. 3 Obiettivi 

Dieses Gesetz fördert und 
entwickelt: 

La présente loi encourage et développe: La presente legge promuove e 
sviluppa: 

a. ein Berufsbildungssystem, das 
den Einzelnen die berufliche und 
persönliche Entfaltung und die 
Integration in die Gesellschaft, 
insbesondere in die Arbeitswelt, 
ermöglicht und das ihnen die 
Fähigkeit und die Bereitschaft 
vermittelt, beruflich flexibel zu sein 
und in der Arbeitswelt zu bestehen; 

a. un système de formation 
professionnelle permettant aux individus 
de s’épanouir sur le plan professionnel 
et personnel et de s’intégrer dans la 
société, en particulier dans le monde du 
travail, mais aussi les rendant aptes et 
disposés à faire preuve de flexibilité 
professionnelle et à se maintenir dans le 
monde du travail; 

a. un sistema di formazione 
professionale che consenta 
all’individuo uno sviluppo personale 
e professionale e l’integrazione 
nella società, in particolare nel 
mondo del lavoro, rendendolo 
capace e disposto a essere 
professionalmente flessibile e a 
mantenersi nel mondo del lavoro; 

… ... ... 

 

Botschaft 

Art. 3 Ziele Art. 3 Buts Art. 3 Obiettivi 

Der Zweckartikel enthält wegleitende 
Ziele für die Umsetzung des 
Gesetzes auf Verordnungsstufe bzw. 
deren Umsetzung in der Praxis.  

L’article relatif aux buts définit des 
objectifs qui seront autant 
d’indications utiles à l’application de 
la loi, pour la préparation de 
l’ordonnance comme dans la 
pratique.  

L’articolo relativo agli obiettivi 
definisce obiettivi che sono 
indicazioni utili per l’applicazione 
della legge a livello di ordinanza e 
per la pratica.  

Buchstaben (a) und (b) nennen die 
Spannungsfelder, zwischen denen 
sich die Berufsbildung bewegt: 
Wirtschaft und Gesellschaft, 
Individuum und Allgemeinheit. 
Bildung des Einzelnen, seine 
Integration in die Arbeitswelt und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe 
sind in der Berufsbildung 
gleichermassen wichtig und 
aufeinander abzustimmen.  

Les let. a et b désignent les pôles 
d’attraction entre lesquels évolue la 
formation professionnelle: 
l’économie et la société, l’individu et 
la collectivité. La formation de 
l’individu, son intégration dans le 
monde du travail et la compétitivité 
des entreprises sont trois facteurs 
d’égale importance, qui doivent 
s’accorder entre eux.  

Le lettere a e b indicano i poli 
d’attrazione tra i quali evolve la 
formazione professionale: economia 
e società, individuo e collettività. La 
formazione dell’individuo, la sua 
integrazione nel mondo del lavoro e 
la competitività delle imprese sono 
tre fattori di eguale importanza che 
devono essere soppesati e 
confrontati l’un l’altro.  
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Visualisierung der Satzstrukturen 
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